
Amt Kisdorf 
   Die Amtsdirektorin

   Winsener Straße 2
   24568 Kattendorf

Nr. 8- AMTSAUSSCHUSS DES AMTES KISDORF vom 28.05.2026 

Beginn: 19.00 Uhr Ende: 20:18 Uhr, Landgasthof "Goldener Hahn", Stuvenborn

Gesetzliche Mitgliederzahl: 14

Anwesend und stimmberechtigt:

Bürgermeisterin Yasmin Karamfilov-Thies mit 2 Stimmen

Bürgermeister Thorsten Barth mit 4 Stimmen

1. stellv. Amtsvorsteherin / Bürgermeisterin Birga Kreuzaler mit 4 Stimmen

Stellv. AM Otmar Minnemann für Bürgermeister Tobias Böttcher mit 4 Stimmen

Bürgermeister Matthias Möller mit 4 Stimmen

Bürgermeister Torsten Kowitz mit 4 Stimmen

Bürgermeister Rüdiger Schimkat mit 2 Stimmen

AM Nicole Hroch mit 4 Stimmen

AM Jürgen Sievers mit 2 Stimmen

AM Jens Dürkop mit 3 Stimmen

         Zusammen: 33 Stimmen

Nicht stimmberechtigt:

Bürgermeister Tobias Böttcher 

Stellv. AM Udo Mohnsen

Amtsdirektorin Susanne Madetzky, Amt Kisdorf

Helge Wittkowski, Amt Kisdorf – zugleich Protokollführer

Sven Siewert, Amt Kisdorf, Personalrat

Renate Soukup, Gleichstellungsbeauftragte

Entschuldigt fehlen:

Amtsvorsteher / Bürgermeister Malte-Onno Duis 

Bürgermeister Andreas Doose

AM Wiebke Dammann

AM Axel Biemann
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Die Mitglieder des Amtsausschusses des Amtes Kisdorf wurden durch schriftliche Einladung vom 08.05.2026 

auf Donnerstag, den 28.05.2026, unter Zustellung der Tagesordnung einberufen. 

Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung wurden öffentlich bekannt gemacht.

Tagesordnung:

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlussfähigkeit

2. Beratung und Beschlussfassung über evtl. Einwände gegen die Niederschrift über die 7. Sitzung des 

Amtsausschusses vom 19.02.2026

3. Beratung und Beschlussfassung über die Nichtöffentlichkeit von Beratungspunkten

4. Feststellung der Vorschlagsgemeinschaften für die Wahl der stellv. Amtsdirektorinnen / der stellv. 

Amtsdirektoren

5. Neuwahl der stellvertretenden Amtsdirektorinnen / Amtsdirektoren

6. Ernennung und Vereidigung der stellvertretenden Amtsdirektorinnen / Amtsdirektoren

7. Nachbesetzung des Hauptausschusses

8. Nachbesetzung des Jugend- und Sportausschusses

9. Nachbesetzung des Werkausschusses

10. Neuwahl eines stellv. Ausschussmitglieds im Hauptausschuss

11. Neuwahl eines stellv. Ausschussmitglieds im Jugend- und Sportausschuss

12. Neuwahl eines stellv. Ausschussmitglieds im Werkausschuss

13. Neuwahl der/des Ausschussvorsitzenden und ggf. dessen Stellvertreterinnen/Stellvertreter im 

Jugend- und Sportausschuss

14. Neuwahl der/des Ausschussvorsitzenden und ggf. dessen Stellvertreterinnen/Stellvertreter im 

Werkausschuss

15. Mitteilungen 

15.1 des Amtsvorstehers 

15.2 der Verwaltung

15.3 der Gleichstellungsbeauftragten

15.4 des Personalrates

16. Fragen der Mitglieder des Amtsausschusses

17.  Beratung und Beschlussfassung über die Änderung der Geschäftsordnung 

hier: § 2 - Form und Frist der Einladung

18. Beratung und Beschlussfassung über die 2. Änderungssatzung zur Entschädigungssatzung 

hier: § 3 Aufwandsentschädigung für die Stellvertretenden der Amtsdirektorin/des Amtsdirektors

19. Beratung und Beschlussfassung über die Bildung einer Archivgemeinschaft

20. Beratung und Beschlussfassung über die Entsendung einer Vertreterin / eines Vertreters in den Vorstand 

der Aktivregion Alsterland e. V.

21. Einwohnerfragestunde
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Sitzungsniederschrift

TOP 1
Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlussfähigkeit
Die 1. stellv. Amtsvorsteherin Birga Kreuzaler eröffnet die Sitzung und stellt die Beschlussfähigkeit fest.

TOP 2
Beratung und Beschlussfassung über evtl. Einwände gegen die Niederschrift über die 7. Sitzung des 
Amtsausschusses vom 19.02.2026
Nach Zustellung der Niederschrift Nr. 7 vom 19.02.2026 wurden keine Einwände erhoben. Die Niederschrift 

gilt somit als gebilligt.

TOP 3
Beratung und Beschlussfassung über die Nichtöffentlichkeit von Beratungspunkten
Ein Ausschluss der Öffentlichkeit zu einem Beratungspunkt ist nicht erforderlich. Anträge werden nicht gestellt.

TOP 4
Feststellung der Vorschlagsgemeinschaften für die Wahl der stellv. Amtsdirektorinnen / der stellv. 
Amtsdirektoren
Die Wahl der stellv. Amtsdirektorinnen /der stellv. Amtsdirektoren erfolgt grundsätzlich im 

Meiststimmenverfahren, § 15c Abs. 1 S. 2 in Verbindung mit § 11 Abs. 2 und 3 der Amtsordnung (AmtsO).

Die Mitglieder, die auf Vorschlag einer politischen Partei oder Wählergruppe in die Gemeindevertretung 

gewählt sind, können jedoch verlangen, dass die Stellvertretungen der Amtsdirektorin auf ihren Vorschlag 

gewählt werden. Das Vorschlagsrecht wird nach dem Höchstzahlverfahren festgestellt. Mitglieder 

verschiedener Wählergemeinschaften können sich daher zu einer Gruppierung oder mehreren Gruppierungen 

zusammenschließen, § 11 Abs. 2 AmtsO. Die Bildung solcher Gruppierungen ist dem amtierenden 

Amtsvorsteher schriftlich unter Benennung der die Gruppierung bildenden Mitglieder vor Beginn der Sitzung 

des Amtsausschusses anzuzeigen, ansonsten ist die Gruppierung nicht vorschlagsberechtigt, § 11 Abs. 4 

AmtsO. Mitglieder, die nicht auf Vorschlag einer Partei oder Wählergruppe in den Amtsausschuss gewählt 

worden sind, können sich zur Wahl einer Partei oder einer Gruppierung mit deren Zustimmung anschließen. 

Es liegen keine entsprechenden Anzeigen vor. Anträge werden nicht gestellt.
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TOP 5
Neuwahl der stellvertretenden Amtsdirektorinnen / Amtsdirektoren
➢ Protokollauszug: Team I

Herr Rainer Ahrens hat gegenüber der Amtsdirektorin schriftlich um seine Entlassung aus der Funktion des 

stellv. Amtsdirektors gebeten. Hintergrund ist sein erklärter Rücktritt aus allen politischen Ämtern und 

Funktionen für die Gemeinde Stuvenborn. Die entsprechende Entlassungsurkunde aus dem 

Beamtenverhältnis als Ehrenbeamter des Amtes Kisdorf wurde ihm bereits in der letzten Sitzung des 

Amtsausschusses ausgehändigt und ist zum 01.03.2026 wirksam geworden (7. AA vom 19.02.2026, TOP 4). 

Somit ist eine Neuwahl der 1. stellv. Amtsdirektorin / des 1.stellv. Amtsdirektors und ggf. auch der 2. stellv. 

Amtsdirektorin / des 2. stellv. Amtsdirektors erforderlich (= bisher Bürgermeister Thorsten Barth) geworden. 

Nach den Wahlen werden die Ernennungsurkunden zur Ehrenbeamtin / zum Ehrenbeamten auf Zeit durch 

die Amtsdirektorin ausgefertigt und es erfolgt die Vereidigung der / des Gewählten durch die 1. Stellv. 

Amtsvorsteherin unter dem nachfolgenden Tagesordnungspunkt. 

Für das Amt der 1. Stellv. Amtsdirektorin / des 1. Stellv. Amtsdirektors wird Bürgermeister Thorsten Barth 

vorgeschlagen. Auf Vorschlag der 1. Stellv. Amtsvorsteherin Birga Kreuzaler wird offen gewählt. Hiergegen 

werden keine Einwände erhoben 

Beschluss:
Bürgermeister Thorsten Barth wird in offener Abstimmung mit 33 Stimmen und 0 Enthaltungen zum 1. 
stellv. Amtsdirektor gewählt. 

Bürgermeister Barth ist bislang 2. Stellvertretender Amtsdirektor. Mit seiner Wahl zum 1. Stellvertretenden 

Amtsdirektor wird auch die Neuwahl der zweiten Stellvertretung erforderlich.

Für das Amt der 2. stellv. Amtsdirektorin / des 2. stellv. Amtsdirektors wird Bürgermeister Andreas Doose 

vorgeschlagen. Auf Vorschlag der 1. Stellv. Amtsvorsteherin Birga Kreuzaler wird offen gewählt. Hiergegen 

werden keine Einwände erhoben 

Beschluss:
Bürgermeister Andreas Doose wird in offener Abstimmung mit 33 Stimmen und 0 Enthaltungen zum 
2. stellv. Amtsdirektor gewählt. 

Beide nehmen jeweils die Wahl an (von Bürgermeister Andreas Doose liegt die Einverständniserklärung 

schriftlich vor).
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TOP 6
Ernennung und Vereidigung der stellvertretenden Amtsdirektorinnen / Amtsdirektoren
➢ Protokollauszug: Team I

Amtsdirektorin Susanne Madetzky übergibt Bürgermeister Thorsten Barth Ernennungsurkunde zum 

Ehrenbeamten. Die 1. Stellv. Amtsvorsteherin Birga Kreuzaler führt die Vereidigung durch. Die Ernennung und 

Vereidigung von Bürgermeister Andreas Doose erfolgt auf der nächsten Sitzung.

Bürgermeister Thorsten Barth bedankt sich für die Wahl und das entgegengebrachte Vertrauen.

TOP 7
Nachbesetzung des Hauptausschusses
➢ Protokollauszug: Team I

Mit Schreiben vom 27.01.2026 hat Herr Rainer Ahrens sein Mandat als Gemeindevertreter in der Gemeinde 

Stuvenborn mit Wirkung zum 28.02.2026 niedergelegt und um Entlassung aus der Bürgermeisterfunktion 

gebeten. Der Rücktritt ist mit dem Eingang bei dem 2. Stellv. Bürgermeister der Gemeinde Stuvenborn am 

02.02.2026 wirksam geworden. Als Bürgermeister war Herr Ahrens bis zu seinem Rücktritt bzw. seiner 

Entlassung auf Amtsebene geborenes Mitglied des Amtsausschusses und u.a. auch Mitglied im 

Hauptausschuss. Der Rücktritt macht die Nachbesetzung des Ausschusses erforderlich. 

Auf Vorschlag der 1. Stellv. Amtsvorsteherin wird offen gewählt. Hiergegen werden keine Einwände erhoben.

Beschluss:
Auf Vorschlag von Bürgermeister Torsten Kowitz wählt der Amtsausschuss bei 0 Enthaltungen und 
mit 33 Stimmen BGM Torsten Kowitz als Mitglied in den Hauptausschuss. 

TOP 8
Nachbesetzung des Jugend- und Sportausschusses
➢ Protokollauszug: Team I

Mit Schreiben vom 27.01.2026 hat Herr Rainer Ahrens sein Mandat als Gemeindevertreter in der Gemeinde 

Stuvenborn mit Wirkung zum 28.02.2026 niedergelegt und um Entlassung aus der Bürgermeisterfunktion 

gebeten. Der Rücktritt ist mit dem Eingang bei dem 2. Stellv. Bürgermeister der Gemeinde Stuvenborn am 

02.02.2026 wirksam geworden. Als Bürgermeister war Herr Ahrens bis zu seinem Rücktritt bzw. seiner 

Entlassung auf Amtsebene geborenes Mitglied des Amtsausschusses und u.a. auch Mitglied im Jugend- und 

Sportausschuss. Der Rücktritt macht die Nachbesetzung des Ausschusses erforderlich. 

Für die Wahl der Ausschussmitglieder des Jugend- und Sportausschusses sind nur die Mitglieder des 

Amtsausschusses aus den Gemeinden Hüttblek, Sievershütten und Stuvenborn stimmberechtigt.
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Auf Vorschlag der 1. Stellv. Amtsvorsteherin wird offen gewählt. Hiergegen werden keine Einwände erhoben.

Beschluss:
Auf Vorschlag von Bürgermeister Torsten Kowitz wählt der Amtsausschuss bei 0 Enthaltungen und 
mit 8 Stimmen BGM Torsten Kowitz als Mitglied in den Jugend- und Sportausschuss. 

TOP 9
Nachbesetzung des Werkausschusses
➢ Protokollauszug: Team I

Mit Schreiben vom 27.01.2026 hat Herr Rainer Ahrens sein Mandat als Gemeindevertreter in der Gemeinde 

Stuvenborn mit Wirkung zum 28.02.2026 niedergelegt und um Entlassung aus der Bürgermeisterfunktion 

gebeten. Der Rücktritt ist mit dem Eingang bei dem 2. Stellv. Bürgermeister der Gemeinde Stuvenborn am 

02.02.2026 wirksam geworden. Als Bürgermeister war Herr Ahrens bis zu seinem Rücktritt bzw. seiner 

Entlassung auf Amtsebene geborenes Mitglied des Amtsausschusses und u.a. auch Mitglied im 

Werkausschuss. Der Rücktritt macht die Nachbesetzung des Ausschusses erforderlich. 

Für die Wahl der Mitglieder des Werkausschusses sind nur die Mitglieder des Amtsausschusses aus den 

Gemeinden Hüttblek, Kattendorf, Kisdorf, Struvenhütten, Stuvenborn und Winsen stimmberechtigt.

Auf Vorschlag der 1. Stellv. Amtsvorsteherin wird offen gewählt. Hiergegen werden keine Einwände erhoben.

Beschluss:
Auf Vorschlag von Bürgermeister Torsten Kowitz wählt der Amtsausschuss bei 0 Enthaltungen und 
mit 24 Stimmen BGM Torsten Kowitz als Mitglied in den Werkausschuss. 

TOP 10
Neuwahl eines stellv. Ausschussmitglieds im Hauptausschuss
➢ Protokollauszug: Team I

Herr Florian Dreyer hat mit Schreiben vom 09.12.2025 gegenüber dem Bürgermeister seinen Rücktritt von 

den politischen Ämtern in Stuvenborn zum 31.12.2025 erklärt. Der Rücktritt ist mit dem Eingang bei dem 

Bürgermeister am 10.12.2025 wirksam geworden. Herr Dreyer war bis zu diesem Rücktritt als persönliche 

Vertretung für AM Rainer Ahrens u.a. stellv. Mitglied im Hauptausschuss. Der Rücktritt macht die Neuwahl 

eines stellv. Mitglieds im Hauptausschuss erforderlich.

Auf Vorschlag der 1. Stellv. Amtsvorsteherin wird offen gewählt. Hiergegen werden keine Einwände erhoben.
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Beschluss:
Auf Vorschlag von Bürgermeister Thorsten Kowitz wählt der Amtsausschuss bei 0 Enthaltungen und 
mit 33 Stimmen GV Viktoria Gloyer als stellvertretendes Mitglied für Bgm. Torsten Kowitz in den 
Hauptausschuss. 

TOP 11
Neuwahl eines stellv. Ausschussmitglieds im Jugend- und Sportausschuss
➢ Protokollauszug: Team I

Herr Florian Dreyer hat mit Schreiben vom 09.12.2025 gegenüber dem Bürgermeister seinen Rücktritt von 

den politischen Ämtern in Stuvenborn zum 31.12.2025 erklärt. Der Rücktritt ist mit dem Eingang bei dem 

Bürgermeister am 10.12.2025 wirksam geworden. Herr Dreyer war bis zu diesem Rücktritt als persönliche 

Vertretung für AM Rainer Ahrens u.a. stellv. Mitglied im Jugend- und Sportausschuss. Der Rücktritt macht die 

Neuwahl eines stellv. Mitglieds im Jugend- und Sportausschuss erforderlich. 

Für die Wahl der Ausschussmitglieder des Jugend- und Sportausschusses und ihrer Stellvertretungen sind 

nur die Mitglieder des Amtsausschusses aus den Gemeinden Hüttblek, Sievershütten und Stuvenborn 

stimmberechtigt.

Auf Vorschlag der 1. Stellv. Amtsvorsteherin wird offen gewählt. Hiergegen werden keine Einwände erhoben.

Beschluss:
Auf Vorschlag von Bürgermeister Torsten Kowitz wählt der Amtsausschuss bei 0 Enthaltungen und 
mit 8 Stimmen GV Ralph Gudladt als stellvertretendes Mitglied für Bgm. Torsten Kowitz in den Jugend- 
und Sportausschuss. 

TOP 12
Neuwahl eines stellv. Ausschussmitglieds im Werkausschuss
➢ Protokollauszug: Team I

Herr Florian Dreyer hat mit Schreiben vom 09.12.2025 gegenüber dem Bürgermeister seinen Rücktritt von 

den politischen Ämtern in Stuvenborn zum 31.12.2025 erklärt. Der Rücktritt ist mit dem Eingang bei dem 

Bürgermeister am 10.12.2025 wirksam geworden. Herr Dreyer war bis zu diesem Rücktritt als persönliche 

Vertretung für AM Rainer Ahrens u.a. stellv. Mitglied im Werkausschuss. Der Rücktritt macht die Neuwahl 

eines stellv. Mitglieds im Werkausschuss erforderlich. 

Für die Wahl der Mitglieder des Werkausschusses sind nur die Mitglieder des Amtsausschusses aus den 

Gemeinden Hüttblek, Kattendorf, Kisdorf, Struvenhütten, Stuvenborn und Winsen stimmberechtigt.

Auf Vorschlag der 1. Stellv. Amtsvorsteherin wird offen gewählt. Hiergegen werden keine Einwände erhoben.
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Beschluss:
Auf Vorschlag von Bürgermeister Torsten Kowitz wählt der Amtsausschuss bei 0 Enthaltungen und 
mit 24 Stimmen GV Viktoria Gloyer als stellvertretendes Mitglied für Bgm. Torsten Kowitz in den 
Werkausschuss. 

TOP 13
Neuwahl der/des Ausschussvorsitzenden und ggf. dessen Stellvertreterinnen/Stellvertreter im 
Jugend- und Sportausschuss
➢ Protokollauszug: Team I

Neben der Mitgliedschaft im Jugend- und Sportausschuss war Herr Rainer Ahrens bis zu seinem Rücktritt 

auch dessen Vorsitzender. Somit ist auch eine Neuwahl der / des Ausschussvorsitzenden und ggf. dessen 1. 

und / oder 2. Stellvertretung im Jugend- und Sportausschuss erforderlich geworden. 1. stellv. 

Ausschussvorsitzender ist Jürgen Sievers, 2. stellv. Ausschussvorsitzende ist Roxane Bach.

Für die Wahl sind nur die Mitglieder des Amtsausschusses aus den Gemeinden Hüttblek, Sievershütten und 

Stuvenborn stimmberechtigt.

Auf Vorschlag der 1.stellv. Amtsvorsteherin wird offen gewählt. Hiergegen werden keine Einwände erhoben.

Beschluss:
Auf Vorschlag von Bürgermeister Torsten Kowitz wählt der Amtsausschuss bei 0 Enthaltungen und 
mit 8 Stimmen BGM Torsten Kowitz zum Vorsitzenden des Jugend- und Sportausschusses. 

TOP 14
Neuwahl der/des Ausschussvorsitzenden und ggf. dessen Stellvertreterinnen/Stellvertreter im 
Werkausschuss
➢ Protokollauszug: Team I

Neben der Mitgliedschaft im Werkausschuss war Herr Rainer Ahrens bis zu seinem Rücktritt auch dessen

Vorsitzender. Somit ist auch eine Neuwahl der / des Ausschussvorsitzenden und ggf. dessen 1. und / oder 2. 

Stellvertretung im Werkausschuss erforderlich geworden. 1. stellv. Ausschussvorsitzender ist Michael Hamer, 

2. stellv. Ausschussvorsitzender ist Matthias Möller.

Für die Wahl sind nur die Mitglieder des Amtsausschusses aus den Gemeinden Hüttblek, Kattendorf, Kisdorf, 

Struvenhütten, Stuvenborn und Winsen stimmberechtigt.

Auf Vorschlag der 1. Stellv. Amtsvorsteherin wird offen gewählt. Hiergegen werden keine Einwände erhoben.
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Beschluss:
Auf Vorschlag von Bürgermeister Rüdiger Schimkat wählt der Amtsausschuss bei 0 Enthaltungen und 
mit 24 Stimmen BGM Rüdiger Schimkat zum Vorsitzenden des Werkausschusses. 

TOP 15
Mitteilungen
15.1. des Amtsvorstehers

Die 1. Stellv. Amtsvorsteherin Birga Kreuzaler hat keine Mitteilungen.

15.2 der Verwaltung

Die Amtsdirektorin Susanne Madetzky berichtet über zunehmende Anfragen und Meldungen im Ordnungsamt 

zum Eichenprozessionsspinner. Sie geht in Abgrenzung zur Gespinstmotte auf die Gefahren ein, die von 

diesem Tier ausgehen, und spricht die häufige Verwechslung an. Sichtungen sollen seitens der Gemeinden 

gerne an die Verwaltung - Ordnungsamt gemeldet werden, verantwortlich zur Gefahrenbeseitigung bleiben 

aber die jeweiligen Grundstückseigentümer. Die Gemeinden werden gebeten, keine Kostenzusagen 

abzugeben, sondern jeweils an das Ordnungsamt zu verweisen. 

Nähere Details werden besprochen. Gleichartige Vorgehensweise wird auch bei Sichtung des 

Riesenbärenklaus (Herkulesstaude) empfohlen.

15.3 der Gleichstellungsbeauftragten

Die Gleichstellungsbeauftragte berichtet, dass sie in allen Einstellungsverfahren und Vorstellungsgesprächen 

eingebunden war. Sie berichtet, dass sie sich dabei auch über das Selbstvertrauen von Bewerberinnen und 

Bewerbern wundert, den Anforderungen einer ausgeschriebenen Stelle gerecht zu werden. 

15.4 des Personalrats

Sven Siewert hat keine Mitteilungen.

TOP 16
Fragen der Mitglieder des Amtsausschusses
Bürgermeister Matthias Möller erkundigt sich nach dem Sachstand zum Stellenbesetzungsverfahren für das 

Ordnungsamt.

Amtsdirektorin Susanne Madetzky antwortet, dass das Stellenbesetzungsverfahren durchgeführt und 

abgeschlossen worden ist. Die Neubesetzung erfolgt zum 01.10.2026.
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TOP 17
Beratung und Beschlussfassung über die Änderung der Geschäftsordnung 
hier: § 2 - Form und Frist der Einladung
➢ Protokollauszug: Team I

Die Änderung der Geschäftsordnung soll die Ladung des Amtsausschusses und seiner Ausschüsse 

erleichtern. Nach der derzeitigen Rechtslage ist es erforderlich, dass der Amtsvorsteher bzw. der oder die 

Ausschussvorsitzende nach Abstimmung der Tagesordnung mit der Verwaltung persönlich die 

Amtsverwaltung aufsucht, um das Original der Ladung zu unterzeichnen. Dies versursacht erheblichen 

Zeitaufwand für die Ehrenamtlichen, da neben den Telefon- und E-Mail-Kontakt zwingend mindestens ein 

Gang zur Amtsverwaltung stattfinden muss. Es entsteht zudem Arbeitsaufwand für die Verwaltung, die 

regelmäßig kontrollieren muss, ob die erforderlichen Unterschriften geleistet wurden und ggf. mehrmals 

Kontakt zu den Ehrenamtlichen aufnehmen muss. Insbesondere die erforderliche Einhaltung der Ladungsfrist 

setzte Ehrenamtliche und Verwaltung unter Druck.

Nach der bisherigen Regelung in der Geschäftsordnung hat die Ladung des Amtsausschusses „schriftlich“ zu 

erfolgen. § 34 Abs. 4 Gemeindeordnung (alte Fassung), den § 24a Amtsordnung für entsprechend anwendbar 

erklärt, machte für die Form der Ladung zwar keine ausdrückliche Vorgabe. Jedoch war erforderlich, dass die 

Tagesordnung „in die Ladung aufgenommen“ wird. Wie das Oberverwaltungsgericht Schleswig mit Urteil vom 

24.04.2024 festgestellt hat, erforderten diese zusammen geltenden Regelungen in GO und GeschO eine 

„schriftliche“ Ladung i.S.d. § 126 Abs. 1 BGB, also die Erstellung eines Dokuments mit einer eigenhändigen 

Namensunterschrift des Verantwortlichen.

Funktionen einer vorgeschriebenen Schriftform sind neben der Identitäts- und Abschlussfunktion die 

Beweisfunktion, die Klarstellungsfunktion und die Warnfunktion.

Die Gemeinden des Amtsbezirks sowie das Amt haben daraufhin, ebenso wie eine große Anzahl weiterer 

schleswig-holsteinischer Kommunen und Ämter, die handschriftliche Unterschrift vor Versenden der Ladung 

konsequent umgesetzt. Aufgrund der Schwierigkeiten bei Ehrenamt und Verwaltung wandte sich der 

Schleswig-Holsteinische Gemeindetag gleichzeitig an die Landesregierung, um eine Änderung der Vorgabe 

in der Gemeindeordnung zu erwirken.

Daraufhin beschloss der Schleswig-Holsteinische Landtag eine Änderung des § 34 GO. Nunmehr ist in § 34 

Abs. 1 S. 2 GO geregelt, dass die Form der Ladung durch die Geschäftsordnung geregelt wird. Es steht den 

Gemeinden und dem Amtsausschuss nun frei, eine andere als die schriftliche Ladung in ihrer 

Geschäftsordnung festzulegen.

Die vorgeschlagene Änderung sieht eine textliche Ladung vor. Textform heißt gem. § 126b BGB, dass eine 

lesbare Erklärung, in der die Person des Erklärenden genannt ist, auf einem dauerhaften Datenträger 

abgegeben wird. Ein dauerhafter Datenträger ist danach jedes Medium, das es dem Empfänger ermöglicht, 

eine auf dem Datenträger befindliche, an ihn persönlich gerichtete Erklärung so aufzubewahren oder zu 

speichern, dass sie ihm während eines für ihren Zweck angemessenen Zeitraums zugänglich ist und geeignet 

ist, die Erklärung unverändert wiederzugeben. Dauerhafte Datenträger in diesem Sinne sind 

Papierdokumente, Ausdrucke von elektronisch übermittelten Erklärungen, CD-Roms, DVDs, USB-Sticks und 

Festplatten von Computern. Die Textform dient vor allem der Dokumentation, wohingegen die Beweis- und 

Warnfunktion gegenüber der Schriftform herabgesetzt sind. 
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Zulässig ist bei der Textform auch die Ladung per E-Mail. Erforderlich ist bei dieser Art der Ladung, dass der 

Name des Verantwortlichen genannt wird und dass das Erklärungsende erkennbar ist. Neben einer 

eingescannten Unterschrift ist u.a. auch die computergeschriebene Namensnennung am Ende der Ladung 

zulässig.

Beschluss:
Der Amtsausschuss beschließt die 2. Änderung der Geschäftsordnung in der dem Original dieser 
Niederschrift beigefügten Form.

     Abstimmungsergebnis: (33:0:0)

TOP 18
Beratung und Beschlussfassung über die 2. Änderungssatzung zur Entschädigungssatzung 
hier: § 3 Aufwandsentschädigung für die Stellvertretenden der Amtsdirektorin/des Amtsdirektors
➢ Protokollauszug: Team I

Der Hauptausschuss hat in seiner Beratung vom 05.02.2026 den Beschluss gefasst, dem Amtsausschuss 

infolge der erheblichen Steigerung aller Entschädigungshöchstsätze in der Entschädigungsverordnung des 

Landes die Änderung die Entschädigungssatzung zu empfehlen. Als angemessene Entschädigung für alle 

ehrenamtlichen Tätigkeiten wurden die bis Ende 2025 gültigen tatsächlichen Euro-Beträge angesehen, 

weshalb die Herabsetzung der Prozentsätze durch die Änderungssatzung zur Entschädigungssatzung 

empfohlen wurde (sogenannte „Option 2“ nach den drei von der Verwaltung als mögliche zukünftige Regelung 

angeregten Optionen).

Der Amtsausschuss beschloss in seiner Sitzung daraufhin die Änderung der Entschädigungssatzung 

hinsichtlich der Sitzungsgelder und hinsichtlich der Aufwandsentschädigungen für den Amtsvorsteher, der 

stellvertretenden Amtsvorsteher und der Gleichstellungsbeauftragten. Die Entschädigung für die 

stellvertretenden Amtsdirektoren wurde dagegen nicht angepasst. Dies soll nun, aufgrund der Empfehlung 

des Hauptausschusses, nachgeholt werden. Die stellvertretenden Amtsdirektoren erhalten bisher nach der 

Entschädigungssatzung für jeden Tag, an dem sie die Amtsdirektorin vertreten, eine Entschädigung in Höhe 

von einem Dreißigstel des Höchstsatzes der Entschädigungsverordnung. Dieser lag gem. § 9 Abs. 3 S. 2 

EntschVO alte Fassung bis Ende 2025 bei 2.831,00 €. Ein Dreißigstel davon sind 94,37 €. Da der neue 

Höchstwert bei 4.955,00 € liegt, wären gemäß der Empfehlung des Hauptausschusses zukünftig pro 

Vertretungstag ein Dreißigstel von 57,135 % des Höchstsatzes zu gewähren.

Beschluss:
Der Amtsausschuss beschließt die 2. Änderungssatzung zur Entschädigungssatzung in der dem 
Original dieser Niederschrift beigefügten Form.

     Abstimmungsergebnis: (33:0:0)
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TOP 19
Beratung und Beschlussfassung über die Bildung einer Archivgemeinschaft
➢ Protokollauszug: Team I

Nach § 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 15 des Landesarchivgesetzes (LArchG) muss das Amt Kisdorf die 

Archivierung und Nutzbarmachung der bei Ihnen entstandenen Unterlagen in eigener Verantwortung regeln. 

Es kann hierzu ein eigenes Archiv errichten und unterhalten oder zusammen mit anderen kommunalen 

Körperschaften Gemeinschaftsarchive schaffen oder sich hieran beteiligen. Die dritte im Gesetz genannte 

Möglichkeit einer Zusammenarbeit mit dem Landesarchiv scheidet praktisch aus, da dieses zu einer 

Übernahme nach Rücksprache nicht bereit ist.

Das Amt Kisdorf unterhält derzeit nach den damaligen Beschlüssen im Hauptausschuss bzw. des 

Amtsausschusses ein eigenes Archiv in der Gemeinde Kisdorf (Ole School), welches ausschließlich 

ehrenamtlich betreut wird. Zur Archivverwalterin ist seit dem 28.02.1991 Frau Marlene Hroch bestellt. Frau 

Hroch möchte nunmehr diese Funktion als Altergründen nunmehr abgeben. 

Nach § 3 Abs. 4 LArchG sind bei der Archivierung fachliche Gesichtspunkte zu beachten. Dies impliziert 

entsprechend ausgebildetes Fachpersonal, sinnvollerweise in Form einer hauptamtlichen Beschäftigung. 

Entsprechend lauten auch die beratenden Empfehlungen aus dem Landesarchiv Schleswig-Holstein und aus 

dem Archiv des Kreises Segeberg. Insofern drängt sich hier die Frage auf, ob die bisherige ehrenamtliche 

Struktur vor dem Hintergrund der gesetzlichen Anforderungen weiterhin sinnvoll und geeignet ist oder ob jetzt 

anlässlich der notwendigen personellen Veränderung auch organisatorische Veränderungen angezeigt sind. 

Die Verwaltung hat sich hierzu mit dem ehrenamtlichen Team des Amtsarchivs zusammengesetzt und diese 

Frage erörtert. Im Ergebnis besteht Einigkeit, dass die Leitung des Archivs künftig hauptamtlich erfolgen sollte. 

Das ehrenamtlich tätige Team sieht sich nicht hinreichend in der Lage, die notwendigen fachlichen 

Gesichtspunkte in Form einer Berufsausbildung oder eines Studiums abzudecken und insbesondere eine 

archivfachlich sinnvolle Übernahme der Verwaltungsvorgänge aus der Amtsverwaltung dauerhaft zu begleiten 

und zu gewährleisten. Es hat seine eigene ehrenamtliche Motivation vorrangig an anderen Aufgaben der 

Archivarbeit (z.B. Aufarbeitung von Dorfgeschichten) und steht hierfür sehr gerne auch weiterhin zur 

Verfügung. Mit einer Umstellung auf eine hauptamtliche Leitung des Archivs erhält auch das Ehrenamt eine 

bessere Unterstützung und es werden keine Aufgaben, an denen das Ehrenamt Interesse hat, weggenommen.

Der hauptamtlich notwendige Stellenanteil für eine Amtsverwaltung wird allgemein auf 0,25 Stellenanteile 

eingeschätzt. Aus diesem Grund hat die Verwaltung Gespräche mit anderen Ämtern im Kreis Segeberg und 

mit dem Kreis Segeberg aufgenommen und angeregt, eine Archivgemeinschaft zu bilden. Seitens der Ämter 

Boostedt und Bornhöved-Rickling besteht Interesse an einer Zusammenarbeit, ebenso seitens des Kreises 

Segeberg. Der Kreis prüft aktuell ob und welche Dienstleistungen seitens der Kreisverwaltung den Ämtern und 

Gemeinden für eine Zusammenarbeit angeboten werden können. Mit einer Rückmeldung wird im Laufe des 

Jahres gerechnet.

Der Abschluss eines entsprechenden öffentlich-rechtlichen Vertrages zur Bildung einer Archivgemeinschaft 

bedarf zu gegebener Zeit der Zustimmung des Amtsausschusses. Daher soll der Amtsausschuss frühzeitig in 
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diesen Entscheidungsprozess eingebunden werden und seine grundsätzliche Zustimmung für eine derartige 

organisatorische Veränderung des Amtsarchivs geben.

Herr Wittkowski ergänzt, dass nunmehr auch die Stadt Bad Segeberg Interesse bekundet hat und die erste 

Beratung im Ausschuss für Bildung, Kultur und Sport des Kreises Segeberg positiv verlaufen ist. Der Landrat 

wird noch Beschlüsse aus dem Hauptausschuss und dem Kreistag einholen und beabsichtigt, nach einem 

positivem Votum im Hauptausschuss mit den konkreten Vorbereitungsarbeiten verwaltungsseitig zu beginnen.

Fragen zum Archivwesen, zu Aufbewahrungspflichten sowie -anforderungen, zur weiteren Vorgehensweise 

und zur Einbeziehung des Hauptausschusses (Kostenauswirkungen) werden von der Amtsdirektorin 

beantwortet.

Beschluss:
Der Amtsausschuss ist mit der Bildung einer Archivgemeinschaft einverstanden und beauftragt die 
Amtsdirektorin nach geeigneten Partnerverwaltungen zu suchen und Vertragsverhandlungen zum 
Abschluss eines öffentlich-rechtlichen Vertrages aufzunehmen. Die für die Neuausrichtung des 
Archivwesens zu erwartenden Kosten sind im Haushaltsplan für 2027 einzuplanen.

     Abstimmungsergebnis: (33:0:0)

TOP 20
Beratung und Beschlussfassung über die Entsendung einer Vertreterin / eines Vertreters in den 
Vorstand der Aktivregion Alsterland e. V.
➢ Protokollauszug: AD

Das Amt Kisdorf ist Teil der Gebietskulisse der LAG AktivRegion Alsterland e.V. Für den Vorstand ist nach § 

9 Nr. 1 a) der Vereinssatzung ein Vertreter des Amtes zu benennen. 

Bis zum 31.08.2022 wurde das Amt Kisdorf durch den früheren Bürgermeister der Gemeinde 

Wakendorf II, Herrn Hans-Hermann Schütt vertreten. Der Amtsausschuss hat in seiner Sitzung am 31.05.2022 

unter TOP 14 die Entsendung von Ralph Gudladt als Vertreter des Amtes Kisdorf in den Vorstand der 

AktivRegion Alsterland e.V. beschlossen. Begründet wurde dies seinerzeit durch die Menge der besonderen 

Umstände in der Amtsverwaltung und die notwendige entstehende Priorisierung anderer Aufgaben durch die 

gesetzliche Vertretung des Amtes, der damaligen Amtsdirektorin Judith Horn.

Mittlerweile sind die rückständigen Jahresabschlussarbeiten aufgeholt und die Rückkehr in ein reguläres 

Tagesgeschäft damit möglich geworden. Die amtsweite Vertretung im Vorstand der AktivRegion Alsterland 

e.V. ist somit prädestiniert für die Wahrnehmung durch die gesetzliche Vertretung des Amtes. 

Es wird daher vorgeschlagen, die Amtsdirektorin Susanne Madetzky gemäß § 9 Nr. 1 Buchst. a) der 

Vereinssatzung als Vertreterin des Amtes Kisdorf in den Vorstand der AktivRegion e.V. zu benennen.
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Es wird weiterhin vorgeschlagen, Herrn Ralph Gudladt gemäß § 9 Nr. 3 der Vereinssatzung als Vertreter der 

Amtsdirektorin Susanne Madetzky zu benennen.

Beschluss:
Der Amtsausschuss beschließt, die Amtsdirektorin Susanne Madetzky gemäß § 9 Nr. 1 Buchst. a) der 
Vereinssatzung als Vertreterin des Amtes Kisdorf in den Vorstand der AktivRegion e.V. zu benennen.
Der Amtsausschuss beschließt weiterhin, Herrn Ralph Gudladt gemäß § 9 Nr. 3 der Vereinssatzung als 
Vertreter der Amtsdirektorin Susanne Madetzky zu benennen.

Abstimmungsergebnis: (33:0:0)

TOP 21
Einwohnerfragestunde
Es wird festgestellt, dass die Gemeinden trotz der guten Nachrichten bezüglich der Jahresabschlüsse und 

umsetzbarer Haushaltssatzungen teilweise finanziell mit dem Rücken zur Wand stehen. Es wird gefragt, ob 

und was das Amt dagegen macht.

Die Amtsdirektorin Susanne Madetzky nimmt Bezug auf ähnliche Fragestellungen und ihre Antworten auf 

vorangegangenen Sitzungen. Sie führt aus, dass sich das Amt dieser Verantwortung bewusst ist und daher 

insbesondere bei der eigenen Haushaltsplanung künftig noch mehr als bisher, die Bürgermeister durch 

Vorgespräche einzubeziehen. Sie weist auf die Aufgabenfülle einer Amtsverwaltung und die Chancen durch 

Digitalisierungen hin, erinnert aber auch daran, dass Digitalisierung zunächst aber auch einen Mehraufwand 

darstellt und die eigenen Möglichkeiten aufgrund der Einflüsse von Bund und Ländern begrenzt sind. 

Es erfolgt eine teilweise detaillierte Aussprache auch mit den Mitgliedern des Amtsausschusses aus der die 

strukturelle Unterfinanzierung der Kommunen deutlich wird. Frau Madetzky weist ergänzend darauf hin, dass 

die Amtsverwaltung trotz des erforderlichen Personalanstiegs vergleichsweise noch günstig und bescheiden 

ist und erinnert daran, dass der angedachte Neubau einer Verwaltung durch andere Maßnahmen vermieden 

werden konnte.

Bürgermeister Matthias Möller appelliert die Gemeinden zu einer verstärkten Zusammenarbeit und 

Ideenfindung, um z. B. durch wirtschaftliche Betätigungen Einnahmen generieren zu können. Als ein 

geeignetes Beispiel nennt er die Windparks. 

Die 1.stellv. Amtsvorsteherin Birga Kreuzaler schließt die Sitzung um 20:18 Uhr.

gez.: Helge Wittkowski Birga Kreuzaler

Protokollführer 1. Stellv. Amtsvorsteherin


